
  
 
Kommunal-
wissenschaftliches 
Institut 

 

WWU  |  Kommunalwissenschaftliches Institut  |  Universitätsstraße 14-16  |  48143 Münster 

  
Prof. Dr.  J. Oebbecke 
Geschäftsführender Direktor 

    
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Ausschuss für Kommunalpolitik 
 
per Mail an anhoerung@landtag.nrw.de 
 

 
 
 
 

  
 
 
 
 
 

 Universitätsstraße 14-16 
48143 Münster  
Bearbeiter 
 
Tel. +49 251 83-21806 
Fax +49 251 83-21833 
 
kwi@uni-muenster.de 
http://www.jura.uni- 
muenster.de/kwi 
 
04.08.2014 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
“Landesregierung darf Evaluierung und Novellierung des Konnexitätsausführungsgesetzes nicht  
weiter verschleppen”  
Antrag der Fraktion der CDU, Drucksache 16/4829 
Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Kommunalpolitik am 29. August 2014 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 
 
für die Einladung zu der o.a. Anhörung bedanke ich mich. Leider kann ich wegen eines Auslandsauf-
enthalts nicht persönlich teilnehmen. An meiner Stelle wird Frau Dr. Cornelia Jäger, die unter meiner 
Betreuung eine Dissertation zu Art. 78 Abs. 3 Verf NRW geschrieben hat, kommen. Schriftlich nehme 
ich wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme 
 
Der Antrag der CDU geht davon aus, dass nur das KonnexAG, nicht aber die vor zehn Jahren erfolgte 
Änderung des Art. 78 Abs. 3 Verf NRW zur Evaluation ansteht. Auch wenn man das zugrunde legt, wird 
man aber feststellen, dass das Schwergewicht der Neuerungen eindeutig bei § 78 Abs. 3 Verf NRW 
liegt, während das KonnexAG nach Art. 78 Abs. 3 Satz 5 Verf NRW lediglich das “Nähere” – also nicht 
etwa: “Abweichendes” – zu den Sätzen 2 bis 4 regeln kann. Etwas größeren Spielraum hat der Ge-
setzgeber nur bei den beiden in Satz 5 genannten Gegenständen Grundsätze der Kostenfolgeab-
schätzung und Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände.  
 
Im Folgenden werden deshalb zuerst einige Überlegungen zu den bisherigen Erfahrungen mit der 
verfassungsrechtlichen Konnexitätsregelung als solcher angestellt (1.), bevor auf möglichen Ände-
rungsbedarf (und -spielraum) bei der Regelung des “Näheren” zu den Sätzen 2 bis 4 (2.), zu den 
Grundsätzen der Kostenfolgeabschätzung (3.) und zu den Bestimmungen über die Beteiligung der 
kommunalen Spitzenverbände (4.) eingegangen wird. 
 
1. Die Konnexitätsregelung in Art. 78 Abs. 3 Verf NRW und ihre Bewährung 
1.1 Gesamteinschätzung aus kommunaler Sicht 
Die Konnexitätsregelung ist aus kommunaler Sicht trotz der nachstehend skizzierten Einschränkun-
gen eine Erfolgsgeschichte. Der Verfassungsgerichtshof hat die Regelung in den bisher dazu ergan-
genen Urteilen so ausgelegt, dass sie durchaus effektiv ist. Die Regelung hat den Kommunen in er-
heblichem Umfang Einnahmen beschert, die sie sonst nicht gehabt hätten. Vielleicht noch wichtiger 

16

STELLUNGNAHME

16/1923
A11, A07



2 
 

aus kommunaler Sicht dürfte sein, dass die Regelung in einem nicht zu beziffernden Umfang Belas-
tungen verhindert hat. Diese Erfolge sind eingetreten, obwohl die Regelung rechtliche Schwächen hat 
(1. 2 und 1.3), es Umsetzungsdefizite gibt (1.4) und inzwischen auch Umgehungsstrategien erkennbar 
sind (1.5).  
 
1.2 Konzeptionelle Lücken 
Ihrer Konzeption nach sollte die Regelung den Ausgleich für Belastungen der Kommunen aus der 
Übertragung neuer oder der Veränderung vorhandener Aufgaben sicherstellen. Damit sollten indes-
sen nicht alle vom Land allein oder unter seiner Mitwirkung verursachten finanziellen Belastungen 
der Kommunen ausgeglichen werden: 
a) Die Regelung gilt nicht für gesetzliche Aufgabenregelungen, die vor ihrem Inkrafttreten getrof-

fen worden sind. Kostensteigerungen bei “alten” Aufgaben werden deshalb nicht gedeckt. 
b) Sie gilt nur für durch Gesetz oder Rechtsverordnung vorgenommene Aufgabenregelungen. Wo 

etwa Standardanhebungen durch Verwaltungsvorschriften vorgenommen werden können, 
wie das bei Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung der Fall sein kann, greift sie nicht ein. 

c) Sie gilt nicht für unions- und bundesrechtliche Änderungen ohne jeden eigenen Regelungs-
beitrag durch das Land. Unklar ist dabei, wieweit der Bund Recht, das vor der Einfügung des 
Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG erlassen worden ist, ändern und damit Standards anheben kann. Si-
cher ist, dass eine Zustimmung des Landes im Bundesrat nicht dazu führt, dass es sich um 
Gesetzgebung des Landes handelt.  

d) Sie gilt nicht für Rechtsprechungsentwicklungen bei gleichbleibendem Gesetzestext.  
e) Sie gilt nicht für Einschränkungen bei den Einnahmen der Kommunen. So war die Abschaf-

fung der Jagdsteuer im Jahre 2009 nicht konnexitätsrelevant. 
 
Diese Schutzlücken sind aus der Sicht der Kommunen gewiss unerfreulich. Sie waren der Regelung 
aber von Anfang an immanent und sind Teil des politischen Kompromisses, welcher der Verfas-
sungsänderung von 2004 zu Grunde gelegen hat. 
 
1.3 Interpretationsfragen 
Wie bei jeder gesetzlichen Regelung gibt es auch bei Art. 78 Abs. 3 Verf NRW Interpretationsfragen. 
Solche Fragen werden dadurch geklärt, dass die Praxis ein zwischen den wesentlichen Beteiligten 
nicht umstrittenes Verständnis entwickelt oder dass sie gerichtlich beantwortet werden. Die Unsi-
cherheiten betreffen bei Art. 78 Abs. 3 Verf NRW etwa folgende Punkte: 
a) Was ist eine “übertragbare” Aufgabe? Mit dieser Charakterisierung wollte der Verfassungs-

geber die ”Existenzaufgaben” aus dem Geltungsbereich der Regelung ausschließen. Das 
Land sollte etwa ein neues Gemeindehaushaltsrecht einführen können, ohne ausgleichs-
pflichtig zu werden. Die Schwierigkeiten, die sich hier stellen, werden schon aus dem Verfas-
sungstext deutlich, wenn dort nicht recht logisch von der “Übertragung ... übertragbarer Auf-
gaben” die Rede ist. Sie haben sich bisher am deutlichsten bei der Neuregelung des LPVG 
gezeigt. Die Landesregierung und die sie tragende Mehrheit haben die Auffassung vertreten, 
die Personalvertretung sei keine “übertragbare Aufgabe” und deshalb seien Mehrkosten 
nicht ausgleichspflichtig. Dagegen ist m. W. von keiner Seite gerichtlicher Rechtsschutz ge-
sucht worden.  

b) Nach § 2 Abs. 3 KonnexAG soll die Ausgleichspflicht nicht eintreten, wenn durch Gesetz An-
forderungen geregelt werden, die für jedermann gelten. Die “Reflexe allgemeiner Gesetzge-
bungstätigkeit” sollen nicht ausgleichspflichtig sein. Als Beispiel werden Bauvorschriften 
genannt. Das leuchtet ein, wenn etwa Anforderungen an Wohnungen geregelt werden, die 
auch für die Hausmeisterwohnungen der Kommunen gelten. Standards für die kommunale 
Aufgabenerfüllung lassen sich allerdings in vielen Fällen problemlos allgemein formulieren, 
weil immer wieder auch einzelne wenige Private betroffen sind, wenn man Anforderungen an 
Schulen, Schwimmbäder, Theater, Kläranlagen oder Fahrzeuge des öffentlichen Nahverkehrs 
regelt. Diese Regelung des KonnexAG gibt lediglich eine Interpretation des Art. 78 Abs. 3 Verf 
NRW wieder. Sie ist also weder für den Gesetzgeber noch für die Gerichte bindend. Ob sie ju-
ristisch überzeugt, wird sich zeigen, wenn der Verfassungsgerichtshof sich dazu äußert. 

c) Wann ist eine Belastung “wesentlich” (Art. 78 Abs. 3 Satz 2 LVerf NRW)? In der Begründung 
des Gesetzentwurfs für die Verfassungsänderung ist ein Betrag von 0,25 € pro Einwohner ge-
nannt worden. Rechtlich verbindlich ist diese Angabe sicher nicht. Bisher scheint sie aber die 



3 
 

wesentlichen Beteiligten in der Praxis überzeugt zu haben. Allerdings dürfte es hier in gewis-
sem Umfang einen Spielraum für den Gesetzgeber geben. Welche Rolle spielen künftig viel-
leicht einmal wieder größere Preissteigerungen? Die Frage ist nicht unbedeutend: Seit 2004 
ist der Verbraucherpreisindex nach Angaben des Statistischen Bundesamtes von 91,0 auf 
105,7 (2013) gestiegen, also um ca. 16 %. 

d) Wann liegt eine “wesentliche” Abweichung von der Kostenfolgeabschätzung vor (Art. 78 Abs. 
3 Satz 4 LVerf NRW)? Weil Kostenerstattungsregelungen erst wenige Jahre gelten, ist diese 
Frage praktisch bisher nicht relevant geworden.   

 
1.4 Umsetzungsdefizite 
Dass es auch zehn Jahre nach Inkrafttreten der Regelung Fälle gibt, in denen die Regelung nicht be-
achtet wird, dürfte unbestritten sein. Ohne dass dazu bisher genaue empirische Untersuchungen 
vorliegen, ist davon auszugehen, dass nach wie vor die rechtzeitige Kostenfolgeabschätzung recht 
häufig unterbleibt. Als Gründe dafür lassen sich vermuten:  
- Bei der Konzeption gesetzlicher Neuregelung wird nicht erkannt, dass ein Kostenausgleich 

erforderlich ist. 
- Die Abschätzung unterbleibt aus Unkenntnis oder in der Hoffnung, man werde sich darum 

drücken können. 
Die Verantwortung dafür wird in diesen Fällen manchmal bei den zuständigen Mitarbeitern der Res-
sorts liegen, in manchen Fällen auch bei denen, welche die politischen Vorgaben formulieren. Es mag 
auch vorkommen, dass Fachleute aus dem kommunalen Raum, die ihre Sachanliegen durch verbind-
liche Regelungen unterstützt sehen wollen, eine Regelung unter Außerachtlassung des Art. 78 Abs. 3 
Verf NRW forcieren. Diese Fälle dürften mit fortschreitender Zeit immer seltener werden. Hier sind 
auch in Zukunft die Kommunen und die kommunalen Spitzenverbände gefordert. Dass die Regelung 
nicht bedacht wird oder dass jemand versucht, ihrer Anwendung auszuweichen, wird sich allerdings 
niemals völlig verhindern lassen.  
- In anderen Fällen fehlt die beträchtliche Zeit, die eine Kostenfolgeabschätzung benötigt, weil 

eine bundes- oder europarechtliche Regelung fristgerecht umgesetzt werden muss, weil eine 
Regelung aus Sachgründen eilig ist oder weil man zu spät bemerkt hat, dass sie erforderlich 
ist. Problematisch ist hier das Fehlen einer Regelung für Eilfälle (dazu unter 3.). 

 
1.5 Umgehungsstrategien 
Bereits bei Einführung der Konnexitätsregelung ist vermutet worden, diese könnte einen Anreiz für 
Umgehungen setzen. Hier kommen verschiedene Strategien in Betracht. 
a) Eine erste könnte darin bestehen, andere als die Kommunen mit einer Aufgabe zu betrauen 

oder eine Aufgabe als Land selbst zu übernehmen. In nennenswertem Umfang scheint davon 
bisher nicht Gebrauch gemacht worden sein.  

b) Als zweite Strategie kommt die Ausnutzung der erwähnten rechtlichen Unschärfen – Exis-
tenzaufgabe, allgemein geltende Regelung – in Betracht. Hier kann es bis zur gerichtlichen 
Klärung der Interpretationsfragen nur um ein Austesten gehen.  

c) Eine dritte Möglichkeit liegt darin, bei Altaufgaben stärker auf Verwaltungsvorschriften zu 
setzen und damit eine der konzeptionellen Lücken der Konnexitätsregelung zu nutzen (s. o. 
1.2 b). Es gibt Beispiele dafür, dass von der Möglichkeit der Standardsetzung durch Verwal-
tungsvorschrift Gebrauch gemacht wird. Weil es sich rechtlich um ein anspruchsvolles In-
strument handelt, ist es nicht leicht zu handhaben, und es ist auch nicht auf allen politischen 
Feldern gleichmäßig einsetzbar.  

d) Konkret nachgedacht wird bereits über die Reaktivierung des Goldenen Zügels (s. etwa S. 
Vorlage 16/1403, S. 33 f., 55 f., S. 72). Man sieht – ruhig auch unter Befrachtung des kommu-
nalen Finanzausgleichs – Zweckzuweisungen zur Anteilsfinanzierung bestimmter Aufgaben 
vor, die von den Kommunen beantragt werden können und bewirbt deren Inanspruchnahme 
bei den interessierten Gruppen. Je erfolgreicher solche Angebote und die Werbung dafür 
sind, desto stärker wird der Druck auf die abstinenten Kommunen. 

e) Schließlich kann man Rahmenbedingungen erzeugen, die es den Kommunen erschweren, 
freiwillige Aufgaben zu reduzieren, oder es nahelegen, bestimmte Aufgaben zu forcieren. 
Durchaus unter Bezugnahme auf die schwierige kommunale Finanzsituation wird so das Vor-
haben eines Kulturfördergesetzes propagiert (Vorlage 16/1894). Wie eine solche Regelung 
funktionieren kann, habe ich kürzlich an anderer Stelle dargelegt (s. den Aufsatz im Anhang). 
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Die Nutzung der unter d) und e) genannten Strategien mag man politisch – gerade auch im Blick da-
rauf, dass sie den Bemühungen um eine Konsolidierung der Kommunalfinanzen (Stärkungspakt) 
zuwider laufen – unterschiedlich beurteilen, sie verstoßen weder gegen die Verfassung noch gegen 
gesetzliche Regelungen. Durch eine Novellierung des KonnexAG ist ihnen nicht beizukommen. Sie 
versagen, wenn die Kommunen die politische Kraft aufbringen, sich nicht darauf einzulassen. 
 
1.6 Gesamteinschätzung aus Sicht des Landes 
1..6.1 Erschwerung der Normsetzung 
Das Land hat in seiner Politik neben den (finanziellen) Interessen der Kommunen eine größere Zahl 
von anderen Interessen wahrzunehmen und zu berücksichtigen, die nicht immer parallel und gleich-
gerichtet mit den (finanziellen) Interessen der Kommunen realisiert werden können.  
 
Wichtige Instrumente, mit deren Hilfe das Land seiner Verantwortung auf diesen Feldern nachkommt, 
sind Gesetze und Verordnungen. Die Nutzung dieser Instrumente ist schwieriger geworden: 
a) Technisch ist die Gesetzgebung des Landes wegen der notwendigen Kostenermittlung sehr 

viel aufwändiger geworden. Früher brauchte man sich bei Änderungen mit geringeren Kos-
tenauswirkungen keine Gedanken zu machen, vor allem brauchte man sie nicht zu ermitteln. 
Schon für die Ermittlung fällt jetzt ein je nach Einzelfall recht erheblicher Aufwand an. Das 
setzt eine entsprechende Personalausstattung voraus. Mit der Ermittlung der Kosten sind re-
gelmäßig aber Wertungen darüber verbunden, was künftig notwendig ist und – Einsparungen 
werden gegengerechnet – was bisher notwendig war. Solche Wertungen sind für das Land in 
den Bereichen, welche die kommunale Selbstverwaltung verantwortet, ungewohnt.  

b) Die Kostenermittlung und die vorgeschriebene Abstimmung mit den Spitzenverbänden kos-
ten Zeit. In manchen Eilfällen wird man mit den Spitzenverbänden verabreden können, dass 
man die Erhebungen nachholt. Die Regelungen enthalten aber objektives Recht und stehen 
nicht zur Disposition der Beteiligten. Wenn einzelne Mitgliedskommunen der Spitzenverbän-
de ausbrechen, kann sich das verfassungsrechtliche Risiko, das mit einem solchen Vorgehen 
verbunden ist, jederzeit realisieren, denn jede einzelne Gemeinde kann in solchen Fällen 
Rechtsschutz suchen. Das Ergebnis von politischen Verhandlungsprozessen ist nicht not-
wendig identisch mit den Ergebnissen richterlicher Entscheidungsprozesse.  

c) Die bereits im Zusammenhang mit den Kommunen erwähnten rechtlichen Unsicherheiten 
sind spiegelbildlich natürlich auch Unsicherheiten für das Land. Alles das erschwert die Ge-
setzgebung des Landes und macht sie riskanter. 

 
1.6.2 Engerer Spielraum des Landes 
Vor allem bleibt zu bedenken, dass das Land zwar über einen deutlich größeren Haushalt verfügt, 
sein finanzieller Spielraum aber eher enger ist als bei den Kommunen. Es verfügt nämlich außer über 
die Grunderwerbsteuer über keine der Höhe nach disponible Steuerquelle. Der Gestaltungsspielraum 
des Landes für gesetzgeberische Maßnahmen, bei der es mangels eigener administrativer Ressour-
cen vor Ort auf die Umsetzungskapazität der Kommunen angewiesen ist, ist erheblich geschrumpft 
und zwar sehr viel stärker, als der Landespolitik bisher bewusst ist.  
 
Hier ist jetzt nicht von Befindlichkeitsstörungen die Rede. Die Klage, ohne Geld könne man nicht ge-
stalten, ist unvernünftig. Sie ist bezeichnend für das Politikverständnis, das sich seit dem Zweiten 
Weltkrieg in Deutschland entwickelt hat. In der Sache ist sie aber verfehlt, unabhängig davon, ob sie 
von Landes- wie von Kommunalpolitikern erhoben wird. Richtig ist, dass die Politik sich ändern muss, 
wenn die Ressourcen knapp werden. Kontraktive Gestaltung sieht anders aus als expansive Gestal-
tung und sie muss anders kommuniziert werden.  
 
Wichtig ist, dass es bei aller Zurückhaltung gegenüber dem Ruf nach dem Gesetzgeber immer wieder 
Fälle gibt, in denen ein Gesetz des Landes notwendig ist. Sieht man Land und Kommunen als Teile 
eines “Finanzverbundes” (VerfGH NRW) können finanzielle Anpassungen auf der Einnahmeseite von 
der Grunderwerbsteuer abgesehen nur über die kommunalen Steuern erfolgen. Es versteht sich auch 
in der Sache keineswegs von selbst, dass die in solchen Fällen in Betracht kommenden Kosten vom 
Einkommen- und Körperschaftsteuerzahler und nicht vom Grund- und Gewerbesteuerzahler getragen 
werden. Worum es geht, mögen zwei Beispiele verdeutlichen: 
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a) Wenn der Bund das Betreuungsgeld einführt, führt das in NRW ausschließlich zur Entlastung 
der Kommunen, die die Eingliederungshilfe bisher getragen, aber zum Teil auch aus den 
Schlüsselzuweisungen finanziert haben. Das Land kann die eintretende Entlastung aber nicht 
etwa nutzen, um für denselben Personenkreis die Inklusion in den Schulen zu finanzieren, 
weil insoweit die Konnexitätsregelung greift.  

b) Alle Kommunen im Lande setzen Datenverarbeitung ein. In diesem Sektor ist mindestens 
eine höhere zweistellige Zahl verschiedener Dienstleister tätig. Auch wenn man in Rechnung 
stellt, dass diese Dienstleister in gewissem Umfang kooperieren, liegen hier enorme Rationa-
lisierungsreserven. Nach aller Erfahrung mag es zwar auf längere Sicht zu gewissen Konzent-
rationsprozessen kommen. Die zweckmäßige große Lösung werden die Kommunen im Wege 
der Selbstkoordination nicht erreichen. Eine gesetzliche Regelung  könnte hier – das zeigen 
die Erfahrungen in anderen Bereichen – auf Seiten der Kommunen erhebliche Kostenentlas-
tungen auslösen. Eine gesetzliche Regelung wäre aber notwendig damit verbunden, dieses 
bisher nicht geregelte Feld verbindlich zu normieren. Nach Art. 78 Abs. 3 Verf NRW wäre das 
Land nach den Grundsätzen der KiFöG-Entscheidung des VerfGH NRW also verpflichtet, den 
Kommunen die gesamten für die Datenverarbeitung anfallenden Kosten auszugleichen, auch 
wenn diese damit die Aufwendungen für die bisherige freiwillige Aufgabenerledigung einspa-
ren. 

 
Unabhängig davon, wie man diese Beispiele einschätzt, wird deutlich, wie der Spielraum des Landes 
geschrumpft ist. Abhängig davon, ob man sich als strenger Sachwalter kommunaler Interessen ver-
steht oder nicht, ob man zur Mehrheit oder zu Opposition gehört, und ob man Opposition eher als 
Übergang zur Mehrheit oder als dauerhaft notwendiges Pendant dazu versteht, mag man diesen Um-
stand unterschiedlich bewerten. Das Problem besteht jedoch und ist unter dem geltenden Verfas-
sungsrecht dem Grunde nach nicht lösbar. Es kann allenfalls dadurch in gewissem Umfang be-
herrscht werden, dass das Land ihm über die Dotierung und die Ausgestaltung des kommunalen 
Finanzausgleichs Rechnung trägt. 
 
2. Die Regelung des Näheren zu den Sätzen 2 bis 4 im KonnexAG 
2.1 Keine Bindungswirkung für den Gesetzgeber 
Wenn man über entsprechende Änderungen des KonnexAG nachdenkt, muss man bedenken, dass 
sich auf diesem Wege die oben unter 1.2 genannten konzeptionellen Lücken nicht mit Bindungswir-
kung für den Gesetzgeber schließen lassen. Man könnte – auch wenn man das wollte – durch einfa-
ches Gesetz die Landesregierung zwar verpflichten, auch bei allein bundes- oder europarechtlich 
veranlassten Änderungen eine Kostenfolgeabschätzung durchzuführen. Eine verfassungsrechtliche 
Bindung des Gesetzgebers, diese Kosten auch auszugleichen, würde damit nicht begründet.  
 
2.2 Wesentliche Belastung 
Richtig ist, dass die Annahme, eine Belastung sei wesentlich, wenn landesweit mehr als 4,5 Mio. 
Euro anfallen, bisher nicht zu Schwierigkeiten geführt hat. Aus zwei Gründen ist das nicht überra-
schend: 
a) Aufgrund der relativ geringen Inflationsraten der letzten zehn Jahre  erscheint die Vorgabe 

aus der Begründung des verfassungsändernden Gesetzes nach wie vor nicht unangemessen 
niedrig. 

b) Die kommunale Seite kann mit dieser Vorgabe auch künftig unabhängig von der Inflationsra-
te gut leben und hat kein Interesse, sie von sich aus in Frage zu stellen. Die mit der Preisstei-
gerung faktisch eintretende Absenkung der Wesentlichkeitsschwelle kommt ihr zugute. 

 
Aus Sicht des Landes könnte sich eine gesetzliche Regelung in der Weise empfehlen, dass man die 
Schwelle im KonnexAG etwa in der Weise bestimmt, dass sie für 2015 bei landesweit 5 oder 6 Mio. 
Euro liegt und diesen Betrag etwa unter Bezug auf die Entwicklung der Verbraucherpreise, der Beam-
tenbezüge o.ä. indexiert.  
 
Natürlich bleibt auch bei einer solchen Regelung ausschließlich der Verfassungstext verbindlich. Man 
kann aber davon ausgehen, dass der VerfGH NRW eine solche nachvollziehbare Konkretisierung nicht 
in Frage stellen würde. 
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2.3 Kumulation einzelner Gesetzesvorhaben 
Um salamitaktisches Vorgehen des Landes zu verhindern, werden Belastungen nach § 2 Abs. 5 Kon-
nexAG ressortweise über fünf Jahre addiert; in diesem Zeitraum anfallende Einsparungen werden 
gegengerechnet (§ 3 Abs. 5 KonnexAG). 
 
Diese Regelung funktioniert, soweit ersichtlich, überhaupt nicht. Das liegt daran, dass sie nur funkti-
onieren kann, wenn Ressortkonten geführt werden. Soweit ersichtlich geschieht dies bisher weder 
irgendwo auf Seiten des Landes noch bei den kommunalen Spitzenverbänden. Wegen der nach Land-
tagswahlen üblichen Ressortverschiebungen und des gleitenden, nicht auf Legislaturperioden abstel-
lenden Fünf-Jahres-Zeitraums wäre es zweckmäßig, diese Kontenführung an einer Stelle zu bündeln.  
 
Zwei Lösungen kommen in Betracht: 
a) Man kann die Regelung des § 2 Abs. 5 KonnexAG streichen. Die Gefahr, dass ein Ressort wirk-

lich salamitaktisch vorgeht, ist sehr gering, weil sich dafür nur wenige Vorhaben eignen und 
weil dieses Vorgehen sehr anspruchsvoll und politisch riskant ist. Andere Länder verzichten 
wohl deshalb auf eine solche Regelung.  

b) Will man an der Regelung festhalten, muss man sicherstellen, dass seitens der Landesregie-
rung eine Stelle eingerichtet wird, welche die Kontenführung übernimmt. Das hätte den wei-
teren Vorteil, dass auch ressortübergreifende finanzielle Wirkungen, auch entlastender Art, 
die nicht unbedingt leicht zu erkennen sind, in den Blick gerieten. Eine solche zentrale Stelle 
könnte auch beobachten, ob sich mit der Zeit Einsparungen bei der Aufgabenerfüllung und 
damit Spielräume zur Senkung der Ausgleichszahlungen ergeben. 

 
3. Die Grundsätze der Kostenfolgeabschätzung 
3.1 Vollzugsdefizit 
Wie beschrieben liegen die Ursachen des Vollzugsdefizits wie in anderen Fällen auch teilweise bei 
Unkenntnis oder fehlendem guten Willen. Diese Fälle werden seltener werden; sie sind hier wie bei 
allen anderen Regelungen aber nicht völlig auszuschließen. 
 
Ein anderer Teil der Fälle, in denen eine Kostenfolgeabschätzung nicht erfolgt, wird durch Zeitdruck 
verursacht. Wegen der Vorgabe des Art. 78 Abs. 3 Satz 1 Verf NRW (“gleichzeitig”) ist eine verfas-
sungsrechtlich völlig überzeugende Lösung durch einfaches Gesetz für dieses Problem nicht möglich. 
Für die Praxis kann es aber sinnvoll sein, im KonnexAG die Möglichkeit vorzusehen, die Kostenfolge-
abschätzung nachzuholen, wenn dies im Einvernehmen zwischen dem zuständigen Ressort der Lan-
desregierung und den betroffenen kommunalen Spitzenverbänden geschieht. Im Konsens erfolgende 
Abweichungen werden in der Regel nicht zu gerichtlichen Auseinandersetzungen führen.  
 
Eine solche Regelung wird auf kommunaler Seite aber nur unter zwei Voraussetzungen Akzeptanz 
finden können: 
a) Der Ausgleich muss in diesen Fällen rückwirkend mit dem Inkrafttreten des Gesetzes erfol-

gen. Es kann nicht erwartet werden, dass die Kommunen es hinnehmen, dass ein nach Ver-
fassungsrecht bestehender Ausgleichsanspruch verkürzt wird.  

b) Der Rechtsschutz für die Kommunen muss so geändert werden, dass die für kommunale Ver-
fassungsbeschwerden geltende Jahresfrist in diesen Fällen nicht greift. Es kann aus kommu-
naler Sicht nicht akzeptabel sein, dass die Frist für die Einreichung der Verfassungsbe-
schwerde abgelaufen ist, bevor die Ausgleichsregelung vorliegt. Dazu unter 3.3. 

 
3.2 Ausgleich bei Prognosefehlern 
§ 4 Abs. 4 KonnexAG sieht vor, dass Entlastungen und Belastungen, die sich durch spätere – also 
nach Inkrafttreten der Regelung eintretende –Abweichungen von der Kostenfolgeabschätzung (also 
etwa der Fallzahlen oder des Aufwands im Einzelfall usw.) ergeben, berücksichtigt werden. Wegen 
Art. 78 Abs. 3 Satz 4 Verf NRW wird der Ausgleich nur für die Zukunft geleistet und nur, wenn die Ab-
weichung von der Prognose “wesentlich” ist.  
 
Hier fehlt zum einen jede Festlegung, wann eine Abweichung “wesentlich” ist. Es empfiehlt sich, 
auch hier eine entsprechende Bestimmung in das KonnexAG aufzunehmen. Diese kann relativ erfol-
gen – eine Abweichung von der Prognose ist wesentlich, wenn sie 10 % der prognostizierten Kosten – 
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oder absolut - sie ist wesentlich, wenn sie landesweit 2 Mio. Euro ausmacht. Im letzten Fall sollte der 
Betrag auch hier indexiert werden. 
 
Zum anderen sieht § 4 Abs. 5 KonnexAG eine Überprüfung “spätestens” nach fünf Jahren vor. Dieser 
Zeitraum wird im Normalfall passabel sein. Würde den betroffenen kommunalen Spitzenverbänden 
aber die Möglichkeit eingeräumt, eine Überprüfung schon nach zwei Jahren zu verlangen, verlöre die 
bei Erlass der Regelung vorzunehmende Schätzung in gewissem Umfang an Gewicht. Grobe Schät-
zungen könnten von kommunaler Seite leichter hingenommen werden, weil Fehler schneller korrigiert 
werden könnten. Damit stiege die Chance, dass es beim Erlass einer Regelung zu einvernehmlichen 
Prognosen kommt. 
 
3.3 Rechtsschutz 
In vielen Fällen mag eine Einigung über das Bestehen der Ausgleichspflicht und über die Höhe des 
Ausgleichs möglich sein und die Wahrscheinlichkeit dafür wird wachsen, wenn auf beiden Seiten 
mehr Erfahrungen mit der Regelung vorliegen. Wegen der ganz gegenläufigen finanziellen Interessen 
wird es aber immer Fälle geben, in denen eine Einigung nicht zustande kommt und Streitfragen ge-
richtlich geklärt werden müssen. Dabei wird sich mit der Zeit das Schwergewicht von der Frage, ob 
ein Ausgleich gewährt werden muss, immer mehr auf die Frage verlagern, in welcher Höhe er gewährt 
werden muss, auch weil die Fälle des Art. 78 Abs. 3 Satz 4 häufiger werden.  
 
Bisher steht den Kommunen praktisch nur der Rechtsweg vor den Verfassungsgerichtshof offen. 
Wenn es um die Auslegung des Art. 78 Abs. 3 Verf NRW geht, ist das sicher angemessen. Fraglich ist 
aber, ob die Jahresfrist in § 52 Abs. 2 VGHG auch solchen Fällen angemessen ist, in denen die Kos-
tenfolgeabschätzung aus nachvollziehbaren Gründen und ggf. einvernehmlich (s. 3.1) nachgeholt 
wird. Für diese Fälle kann eine Fristverlängerung auf drei Jahre angemessen sein. 
 
Fraglich ist auch, ob der Verfassungsgerichtshof das richtige Gericht ist, um die angemessene Höhe 
des Belastungsausgleichs zu klären. Es bedarf schwerlich der besonderen Autorität eines Verfas-
sungsorgans um gerichtlich Fragen zu klären, über die in ähnlichen Fällen die Verwaltungsgerichte 
entscheiden. Es könnte sich deshalb empfehlen, für diese Fälle eine erstinstanzliche Zuständigkeit 
des Oberverwaltungsgerichts im Sinne des § 47 VwGO vorzusehen. Die Verfassungsbeschwerde zum 
VerfGH NRW sollte in diesen Fällen nur gegen die Entscheidung des OVG möglich sein. Systematisch 
liegt diese Lösung jedenfalls für alle Fälle nahe, in denen der Belastungsausgleich durch Verordnung 
festgelegt wird. Eine solche Entscheidung des OVG hätte den Vorteil, dass sie Wirkung nicht nur für 
den Kläger entfaltet. 
 
4. Die Bestimmungen über die Beteiligung kommunalen Spitzenverbände 
Hinsichtlich der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände ist ein Bedarf zur Änderung des Kon-
nexAG nicht ersichtlich.  
 
Ob man den kommunalen Spitzenverbänden und nicht wie bisher nur den einzelnen Kommunen 
Rechtsschutzmöglichkeiten einräumen will, ist eine sehr grundsätzliche Frage. Nach geltendem Recht 
ist zweifelhaft, ob sie auch nur berechtigt sind, die Beteiligungsrechte nach dem KonnexAG gericht-
lich durchzusetzen. Dasselbe gilt für die Folgen einer Verletzung dieser Rechte für die Geltung einer 
Rechtsverordnung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Prof. Dr. iur. Oebbecke 
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Das Konnexitätsprinzip – Nutzen und Probleme

Prof. Dr. Janbernd Oebbecke*

A. Die Aufgabenstellung
I. Terminologie
Einfach von „Konnexitätsprinzip“ zu sprechen, war solange
zweckmäßig, wie man auf kommunaler Seite einen rechtspoliti-
schen Kampfbegriff brauchte, weil man bundesweit eine verfas-
sungspolitische Debatte in den Ländern führen wollte. Die juris-
tisch recht unspezifische Formulierung war auch deshalb zweckmä-
ßig, weil zugleich eine Forderung des Bundesverfassungsrechts
angesprochen und mit Art. 84 Abs. 1 Satz 7, 85 Abs. 1 Satz 2 GG
dann verfassungsändernd umgesetzt wurde.

Der Begriff „Konnexitätsprinzip“ bezeichnet knapp ein Pro-
blem, ohne die politische Öffentlichkeit mit dem Klein-Klein der
technischen Umsetzung zu behelligen oder Lösungen zu versperren,
die flexibel in den jeweiligen verfassungsrechtlichen und politischen
Kontext eingepasst sind. Der Begriff verdeckt aber, dass rechtlich
gerade kein Prinzip gewollt war, sondern verfassungsrechtliche
Normen. Er verdeckt auch, dass es nach dem ziemlich erfolgreichen
Abschluss des Kampfes nicht das Konnexitätsprinzip als einheitli-
che Regelung gibt, sondern materiell und in den wichtigen Verfah-
rensregelungen recht unterschiedliche Konnexitätsregelungen in
den Ländern.1

II. Vorgehen
Will man über Nutzen und Probleme dieser Regelungen sprechen,
steht man vor verschiedenen Schwierigkeiten. Relativ leicht erfass-
bar ist die Rechtsprechung zu den Konnexitätsregelungen. Im Kon-
text dieser Tagung geht es aber nicht um die Dogmatik der Konne-
xitätsregelungen, sondern um ihre praktischen Auswirkungen.
Wenn man über Auswirkungen sprechen will, hat man jedoch mit
einem methodischen Problem zu kämpfen: Man kann nicht feststel-
len, was ohne die Regelung passiert wäre, denn man kann nicht
wissen, wie sich die Situation sonst entwickelt hätte. In den letzten
zehn Jahren hat sich ja auch im Umfeld der Regelung vieles geän-
dert, rechtlich und tatsächlich. Schließlich gibt es noch ein erhebli-
ches Informationsproblem. Dank der Bemühungen der kommuna-
len Spitzenverbände, der amtlichen Statistik und der Bertelsmann-
Stiftung sind wir bundesweit recht gut über die finanzielle Entwick-
lung bei Ländern und Kommunen unterrichtet. Bei allen anderen
Themen ist es schwer genug, auch nur im eigenen Land kommunale
Entwicklungen zu erfassen, geschweige denn bundesweit. Es soll
deshalb im Folgenden nur um die Konnexitätsregelung in Art. 78
Abs. 3 der nordrhein-westfälischen Verfassung gehen und um Nut-
zen und Probleme, die insoweit absehbar sind. Allerdings ist dieses
Beispiel recht gut geeignet, die Auswirkungen zu beleuchten, weil
die nordrhein-westfälische Regelung vergleichsweise „strikt“ und
die Diskussion über ihre Anwendung relativ fortgeschritten ist2.

Einem angemessenen Urteil über Nutzen und Probleme kann
man nur näher kommen, wenn man nicht nur die Auswirkungen
bei den Kommunen, sondern – was sich nicht immer scharf trennen

* Der Autor ist Professor für Öffentliches Recht und Verwaltungslehre an der Universität Münster
und Geschäftsführender Direktor des dortigen Kommunalwissenschaftlichen Instituts. – Es han-
delt sich um den mit Anmerkungen versehenen Text des Vortrages, den der Verfasser am
18.7.2014 in Osnabrück auf dem vom Arbeitskreis Kommunalfinanzen der Universität Osna-
brück (Prof. Dr. Bernd Hartmann und Prof. Dr. Henning Tappe) veranstalteten Symposium „Kom-
munale Finanzen ab 2020 – in guter Verfassung?“ gehalten hat.

1 Zu den Unterschieden Janbernd Oebbecke, Konnexitätsprinzip: Die Kosten- und Mehrbelas-
tungsermittlung, GemH 2011, 60 ff.

2 S. etwa die inzwischen drei Entscheidungen des VerfGH NRW: Urt. v. 23.3.3010 – VerfGH 21/08
–, Rspr. NRW; Urt. v. 23.3.2010 VerfGH 19/08 –, Rspr. NRW; Urt. v. 12.10.2010 – VerfGH 12/09
–, NVwZ-RR 2011, 41 ff und den Bericht von Angela Faber, Inklusion und Konnexität, Landkreis
2014, 228 ff.

lässt – auch die beim Land zu erfassen sucht. Die Interessen der
Länder im Verhältnis Land/Kommunen bleiben in der öffentlichen
Diskussion anders als die im Verhältnis Bund/Länder merkwürdig
unterbelichtet. Das gilt für die öffentliche Debatte, wo die Länder
dieses Feld praktisch vollständig den kommunalen Verbänden
überlassen. Das gilt aber auch für die rechtswissenschaftliche Dis-
kussion, die von der kommunalen Seite durch Gutachtenaufträge,
Tagungen und Aufträge zur Vertretung vor den Verfassungsgerich-
ten immer wieder befeuert wird. Die Länder halten es offenbar
nicht für nötig, ihre eigenen institutionellen Interessen in ähnlicher
Weise öffentlich zu vertreten. Das ist kurzsichtig und es würde sich
wohl lohnen, einmal genauer darüber nachzudenken, warum das so
ist. Hier genügt es, den Sachverhalt zu konstatieren.

B. Auswirkungen auf die Kommunen
I. Gesamteinschätzung
Wo verschiedene dezentrale Ebenen nicht nach dem Trennsystem,
sondern nach dem Verbundsystem arbeiten, kommt es notwendig
zu finanziellen Auswirkungen von Entscheidungen der einen Ebene
auf andere. Die daraus entstehenden Probleme sind den Verfas-
sungsgebern immer bekannt gewesen. Die nordrhein-westfälische
Landesverfassung sah, wie andere auch, immer schon vor, dass ge-
setzliche Aufgabenregelungen zu Lasten der Kommunen durch das
Land nur getroffen werden durften, wenn „gleichzeitig Bestimmun-
gen über die Deckung der Kosten getroffen werden“ (Art. 78 Abs. 1
LVerf). Diese Regeln haben trotz ihrer wenig effektiven Auslegung
durch den Verfassungsgerichtshof3 in Verbindung mit den Mecha-
nismen des Finanzausgleichs etwa vierzig Jahre lang recht gut funk-
tioniert.

Rückblickend muss man konstatieren, dass dieses Funktionie-
ren von zwei Bedingungen abhing: Der Bundesrat musste als Bun-
desorgan Länderinteressen vertreten und nicht parteipolitisch agie-
ren und die Länder mussten im Bundesrat und im Landtag auch die
kommunalen Interessen als Landesinteressen verstehen. Zwei Ent-
wicklungen haben jedenfalls in Nordrhein-Westfalen dazu geführt,
dass diese zweite Bedingung nicht mehr so gegeben ist wie das bis in
die neunziger Jahre der Fall war: Mit der Kommunalverfassungsre-
form verschwanden erstens die ehrenamtlichen Bürgermeister und
Landräte auch aus dem Landtag. Landespolitik wird heute zweitens
sehr viel stärker als noch vor einem Vierteljahrhundert mit dem Ziel
des Erfolgs im Parteienwettbewerb betrieben. Da spielen ähnliche
Muster kurzfristiger Nutzenmaximierung eine Rolle wie wir sie bei
Banken beobachten können.

Folge dieser Änderungen waren in verschiedenen Bereichen
Entscheidungen zu Lasten der Kommunen. Deren verständliche Re-
aktion bestand in der Forderung nach zwingenden Vorgaben für ei-
nen Kostenersatz. Mit der Einführung einer strikten Regelung wie
in Art. 78 Abs. 3 Satz 2 bis 5 LVerf NRW wurde diese Forderung
weitgehend erfüllt. Aus der lange Zeit bestehenden Solidargemein-
schaft, in der der Landtag zum Wohle des Ganzen über die Vertei-
lung von Aufgaben und Ressourcen entschied, wurde damit eine
Kunden-Lieferantenbeziehung, in der die Kommunen darauf ach-
ten, vom Land nicht ausgebeutet zu werden. 4

3 Zur Auslegung dieser Bestimmung Tettinger, in: Löwer/Tettinger, Kommentar zur Verfassung des
Landes Nordrhein-Westfalen, 2002, Art. 78 Rn. 109 ff. mit ausführlichen Nachweisen aus der
Rechtsprechung.

4 In diese Richtung Oebbecke, Landtag NRW, Zuschrift 13/3696, S. 6.
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Spätestens mit dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs zum
Kinderförderungsgesetz5 ist nun klar entschieden, dass die Kommu-
nen bei der Übertragung neuer Aufgaben die Kosten vom Land er-
stattet bekommen müssen. Die Regelung funktioniert. So betrach-
tet ist ein gewaltiger Fortschritt erzielt worden. In inzwischen einer
ganzen Reihe von Fällen wird gezahlt und – mindestens ebenso
wichtig – in anderen Fällen hat das Land auf eine gesetzliche Rege-
lung verzichtet. Die Kommunen wären aber nicht die Kommunen
und ihre Verbände wären pflichtvergessen, wenn sie zufrieden wä-
ren, und aus ihrer Sicht sind in der Tat Wünsche offen.

II. Lücken und Schwächen
1. Konzeptionelle Probleme
Probleme, welche die Regelung nicht lösen sollte, kann man ihr
schon deshalb nicht anlasten. Aus der Perspektive der kommunalen
Finanzautonomie stellen sie dennoch Schutzlücken dar:

a) Sie gilt nicht für gesetzliche Aufgabenregelungen, die vor ihrem
Inkraft-Treten getroffen worden sind6. Kostensteigerungen bei
alten Aufgaben werden deshalb nicht gedeckt. Das macht sich in
den letzten Jahren etwa bei der Eingliederungshilfe bemerkbar.

b) Sie gilt nur für gesetzliche Aufgabenregelungen. Wo etwa Stan-
dardanhebungen durch Verwaltungsvorschriften vorgenommen
werden können, wie das bei den Pflichtaufgaben zur Erfüllung
nach Weisung der Fall sein kann, greift sie nicht ein7.

c) Sie gilt nicht für unions- und bundesrechtliche Änderungen ohne
jeden eigenen Regelungsbeitrag durch das Land8. Das ist wichtig
zum Beispiel für die Sozialpolitik und in der Umwelt- und Ver-
braucherschutzpolitik, wo von den Kommunen unmittelbar
Bundes- bzw. Unionsrecht vollzogen wird und bei Standardän-
derungen Mehrkosten entstehen können. Allerdings ist unklar,
wieweit der Bund Recht, das vor der Einfügung des Art. 84
Abs. 1 Satz 7 GG erlassen worden ist, ändern und damit Stan-
dards anheben kann9.

d) Sie gilt nicht für Rechtsprechungsentwicklungen bei gleichblei-
bendem Gesetzestext10.

e) Sie gilt nicht für Einschränkungen bei den Einnahmen der Kom-
munen. So war die Abschaffung der Jagdsteuer11 nicht konne-
xitätsrelevant.

2. Interpretationsfragen
Wie bei jeder gesetzlichen Regelung gibt es schließlich auch bei
Art. 78 Abs. 3 LVerf NRW Auslegungsfragen. Ein paar Beispiele:

a) Was ist eine „übertragbare“ Aufgabe12? Mit dieser Charakteri-
sierung wollte der Verfassungsgeber die „Existenzaufgaben“ aus
dem Geltungsbereich der Regelung ausschließen. Das Land
sollte etwa ein neues Gemeindehaushaltsrecht einführen kön-
nen, ohne ausgleichspflichtig zu werden. „Existenzaufgabe“ ist
aber eine schwierige Kategorie. Ist auch die Personalvertretung
eine Existenzaufgabe13? So hat jedenfalls das Land bei der mit
erheblichen Mehrkosten verbundenen Änderung des Personal-

5 VerfGH, Urt. v. 12.10.2010 – VerfGH 12/09 –, NVwZ-RR 2011, 41 ff.
6 Cornelia Jäger, Der Tatbestand der Konnexitätsregelung des Art. 78 Abs. 3 der Landesverfas-

sung Nordrhein-Westfalen, 2014, S. 222 m. w. Nachw.
7 Jäger (Fußn. 6), S. 76 ff, insb. S. 88 m. w. Nachw.
8 Jäger (Fußn. 6), S. 78, 150 ff. m. w. Nachw.
9 Pieroth, in: Jarass/Pieroth, GG, Kommentar, 13. Aufl. 2014, § 84 Rn. 7 m. w. Nachw.; interes-

santes Beispiel bei Carsten Hansen, Barrierefreiheit – eine Hürde für den Nahverkehr?, KommP
Spezial 2/2013.

10 S. etwa die im Zusammenhang mit der Inklusionsdebatte relevante Rechtsprechung des LSG
NRW zur Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Schule und dem Träger der Sozialhilfe.
Etwa Beschl. v. 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER –, Juris; Beschl. v. 5.2.2014 – L 9 SO 413/
13 B ER –, Juris.

11 Gesetz zur Abschaffung der Jagdsteuer v. 30.6.2009, GVBl. 2009, 394.
12 Dazu Jäger (Fußn. 6), S. 171 ff. m. w. Nachw.
13 Zum Problem: Cornelia Jäger (Fußn. 6), S. 162 f. m. w. Nachw.

vertretungsgesetzes argumentiert14. Angesichts der doch sehr
unterschiedlichen Ausgestaltung des Personalvertretungsrechts
in den Ländern ist das nicht recht überzeugend15. Zu einer Ver-
fassungsbeschwerde ist es in dieser Frage nicht gekommen. Der
Grund dürfte weniger in der Überzeugung von der Richtigkeit
der vom Land eingenommenen Rechtsposition liegen. Entschei-
dend wird vielmehr die fehlende Bereitschaft der potentiellen
kommunalen Beschwerdeführer gewesen sein, den mit der An-
rufung des Verfassungsgerichts zwangsläufig verbundenen Kon-
flikt mit den Gewerkschaften und der eigenen Personalvertre-
tung durchzustehen.

b) Nach § 2 Abs. 3 KonnexAG soll die Ausgleichspflicht nicht ein-
treten, wenn durch Gesetz Anforderungen geregelt werden, die
für jedermann gelten16. Die „Reflexe allgemeiner Gesetzge-
bungstätigkeit“ sollen nicht ausgleichspflichtig sein. Als Beispiel
werden Bauvorschriften genannt. Das leuchtet ein, wenn Anfor-
derungen an Wohnungen geregelt werden, die auch für die
Hausmeisterwohnungen der Kommunen gelten. Aber Standards
für die kommunale Aufgabenerfüllung lassen sich natürlich im-
mer allgemein formulieren und in vielen Fällen wird auch noch
ein Privater betroffen sein, wenn man Anforderungen an Schu-
len, Schwimmbäder, Theater, Kläranlagen oder Fahrzeuge des
öffentlichen Nahverkehrs regelt. Wann gelten Anforderungen
nicht mehr allgemein? Juristisch sind hier Probleme zu lösen,
wie wir sie aus dem Umgang mit der mittelbaren Diskriminie-
rung kennen17.

c) Wann ist eine Belastung „wesentlich“ (Art. 78 Abs. 3 Satz 2
LVerf NRW)18? In der Begründung des Gesetzentwurfs für die
Verfassungsänderung ist ein Betrag von 0,25 € pro Einwohner
genannt worden19. Wie groß ist der hier sicher in gewissem Um-
fang bestehende Spielraum des Gesetzgebers? Wären 0,28 €

oder 0,33 € noch tolerabel? Welche Rolle spielen Preissteigerun-
gen?

d) Ganz ähnlich: Wann liegt eine „wesentliche“ Abweichung von
der Kostenfolgeabschätzung vor (Art. 78 Abs. 3 Satz 4 LVerf
NRW)? Weil Kostenerstattungsregelungen erst wenige Jahre gel-
ten, ist diese Frage praktisch noch nicht relevant geworden.

III. Finanzielle Auswirkungen
Die Aufzählung von konzeptionellen Lücken und Interpretations-
problemen erweckt indessen einen falschen Eindruck. Die Regelung
ist ungeachtet dieser Fragen sehr leistungsfähig. Viele Fälle lassen
sich anhand des Textes und der verfassungsgerichtlichen Rechtspre-
chung klar entscheiden. Die Regelung hat den Kommunen in erheb-
lichem Umfang Einnahmen beschert, die sie sonst nicht gehabt hät-
ten, und Ausgaben erspart, die sonst angefallen wären.

Wer mit der Verfassungsänderung aber die Hoffnung verbun-
den hat, damit seien die entscheidenden Weichen für die Konsoli-
dierung der kommunalen Haushalte gestellt, sieht sich enttäuscht.
Selbst bei sehr stark sprudelnden Steuerquellen und trotz erhebli-
cher Anstrengungen des Landes kann davon in einer großen Zahl
von Kommunen nicht die Rede sein220. Im Gegenteil: Die Summe
der Liquiditätskredite steigt und steigt. Genau besehen ist das nicht
verwunderlich. Die Fehlbeträge, die damit gedeckt werden, sind
nichts anderes als die Differenz zwischen Erträgen und Aufwendun-

14 LT-Drs. 15/1644 S. 4 f. Der Geltungsbereich der Konnexitätsregelung erstrecke sich nicht auf
solche Aufgaben, „die für die institutionelle Selbstverwaltungsgarantie wesensimmanent
sind“.

15 A. A. Jäger (Fußn. 6), S. 175 ff. m. w. Nachw.
16 Dazu mit Beispielen Jäger (Fußn. 6), S. 177 ff.
17 S. dazu Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fußn. 9), Art. 3 Rn. 87.
18 Dazu Oebbecke (Fußn. 1), GemH 2011, 65; Jäger (Fußn. 6), S. 194 ff. m. w. Nachw.
19 LT-Drs. 13/515 S. 23.
20 Pressemitteilung der Bertelsmann Stiftung vom 27.5.2014 „Kommunalverschuldung: Negativ-

trend setzt sich fort“; Oebbecke, Reaktionen des Rechts auf kommunale Finanzprobleme,
DVBl. 2013, 1409.
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gen, Einzahlungen und Auszahlungen. Solche Differenzen sind un-
abhängig davon möglich, wie hoch die Einnahmen oder die Ausga-
ben sind. Einfach gesagt: Es gibt nicht so viel Geld, dass man nicht
noch mehr ausgeben könnte. Es handelt sich um ein Verhaltens-,
nicht um ein Ausstattungsproblem.

Die Konnexitätszahlungen haben Auswirkungen auf den Fi-
nanzausgleich. Die Zahlungen kommen den Kommunen nach dem
Maßstab der Kosten für die Aufgaben zugute, die die Ausgleichs-
pflicht ausgelöst haben, korrelieren in ihrer Höhe also meistens mit
der Einwohnerzahl. Die Finanzkraft spielt dabei keine Rolle. Steu-
erstarke Kommunen profitieren ebenso wie steuerschwache. Weil
die Ausgleichszahlungen an steigende Kosten angepasst werden
und die Konnexitätsfälle mit den Jahren zunehmen werden, wächst
der relative Anteil der finanzkraftunabhängigen Mittel im Verhält-
nis zu den finanzkraftabhängig verteilten Mitteln an. Der Effekt
verstärkt sich, wenn das Land die Ausgleichszahlungen durch ge-
ringere Dotierungen oder Befrachtungen des Finanzausgleichs refi-
nanziert. Eine gewisse Kompensation kann in der Einführung einer
Finanzausgleichsumlage bestehen, wie sie jetzt zeitlich beschränkt
unter der Bezeichnung „Solidaritätsumlage“ für die Refinanzierung
des Stärkungspakts eingeführt worden ist221. Was man den finanz-
starken Kommunen mit der einen Hand über die Kostenerstattun-
gen gegeben hat, wird man ihnen zum guten Teil mit der anderen
wieder nehmen müssen. Auch dann wird aber eine Unwucht zu
Lasten der finanzschwachen Kommunen bleiben.

In meiner damaligen Stellungnahme zur Verfassungsänderung
im Landtag habe ich kritisch eingewandt, die Selbstverwaltung der
Kommunen werde Schaden nehmen, weil das Land sich sehr viel
stärker als bisher für die Kosten kommunaler Verwaltung interes-
sieren und diese Kosten notwendigerweise bewerten müsse und
weil die notwendigen durchschnittlichen Kosten in der Praxis zu
Normkosten werden222. Diese Prognose hat sich – anders als die
des ausbleibenden Effektes auf die Finanznot – bisher nicht reali-
siert. Das hängt mit den Auswirkungen beim Land zusammen.

C. Auswirkungen auf das Land
I. Schwierigkeiten bei der Normsetzung
Kürzlich hat der stellvertretende Hauptgeschäftsführer des Städte-
tags Helmut Dedy über die Inklusionsdebatte in Nordrhein-West-
falen geschrieben: „Es gab Verhandlungen mit manchen Umwegen.
Land und Städtetag haben sich die Sache nicht einfach gemacht.
Verwundert es, wenn landesseitig gesagt wird, mit dem Konnexi-
tätsprinzip mache Politik keine Freude mehr, weil es keine Gestal-
tungsspielräume mehr gebe?“223

Bisher sind wir weit davon entfernt, dass die Konnexitätsrege-
lungen jedem Ministerialbeamten und jedem Fachpolitiker in
Fleisch und Blut übergegangen sind; manchmal hat man den Ein-
druck, hier und da seien sie auch nach zehn Jahren noch unbe-
kannt. Man muss deshalb erwarten, dass der von Dedy erwähnte
Schmerz noch zunimmt. Der Gestaltungsspielraum ist sehr viel stär-
ker geschrumpft, als der Landespolitik bisher bewusst ist.

Die referierte Klage ist bezeichnend für das Politikverständnis,
das sich seit dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland entwickelt hat.
In der Sache ist sie ebenso unvernünftig wie der analoge Jammer
der Kommunalpolitiker, bei knappen Mitteln könne man nicht ge-
stalten (sog. „Vergeblichkeitsfalle“). Richtig ist, dass die Politik
sich ändern muss, wenn die Ressourcen knapp werden. Kontraktive

21 § 2 Abs. 3 – 6 Stärkungspaktgesetz i. d. F. des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Stärkungs-
paktgesetzes v. 3.12.2013, GVBl. 2013, 726; dazu s. auch den Vortrag von Schmidt auf der Ta-
gung.

22 Oebbecke, Landtag NRW, Zuschrift 13/3696, S. 5 f.
23 Editorial des Gemeindefinanzberichts 2014 des Städtetages Nordrhein-Westfalen.

Gestaltung sieht anders aus als expansive Gestaltung und sie muss
anders kommuniziert werden.

Als die Konnexitätsregeln in die Landesverfassung aufgenom-
men wurden, konnte man noch nicht wissen, dass eine Schulden-
bremse in das Grundgesetz aufgenommen wird. Schon damals hatte
das Land aber – sieht man von der Grunderwerbsteuer ab – anders
als die Kommunen praktisch keinen Einfluss auf die Höhe seiner
Einnahmen. Sieht man Land und Kommunen als Teile eines „Fi-
nanzverbundes“224 können Anpassungen auf der Einnahmeseite
von der Grunderwerbsteuer abgesehen nur über die kommunalen
Steuern erfolgen. Dieses Argument hat bei der Einführung der Kon-
nexitätsregelungen indessen keine Rolle gespielt. Man kann das Ar-
gument auch anders wenden: Dass der Einkommen- und Körper-
schaftsteuerzahler und nicht der Grund- und Gewerbesteuerzahler
die Kosten für Leistungen aufbringt, die kommunal erbracht wer-
den und wie die Ausgaben für die Kinderbetreuung in der Sache
nicht in relevantem Umfang umstritten sind, versteht sich durchaus
nicht von selbst.

Auch technisch ist die Gesetzgebung des Landes wegen der
notwendigen Kostenermittlung sehr viel aufwändiger geworden.
Früher brauchte man sich bei kleineren Änderungen über die Kos-
ten keine Gedanken zu machen, vor allem brauchte man sie nicht
zu ermitteln. Schon für die Ermittlung fällt jetzt ein je nach Einzel-
fall recht erheblicher Aufwand an. Mit der Ermittlung der Kosten
sind regelmäßig Wertungen darüber verbunden, was künftig not-
wendig ist und – Einsparungen werden gegengerechnet – was bisher
notwendig war. Solche Wertungen sind für die Ministerialverwal-
tung ungewohnt. Auch deshalb lagert man die Kostenermittlung
gern auf Beratungsunternehmen oder Professoren aus, deren Legi-
timation für solche Wertungen aber schwerlich besser ist.

Die Kostenermittlung und die vorgeschriebene Abstimmung
mit den Spitzenverbänden kosten Zeit. Manchmal muss die Gesetz-
gebung aber schnell sein. Weder die Verfassung noch das Ausfüh-
rungsgesetz sehen ein Eilverfahren vor225. In eindeutigen Fällen
wird man mit den Spitzenverbänden verabreden können, dass man
die Erhebungen nachholt. Die Regelungen enthalten aber objekti-
ves Recht und stehen nicht zur Disposition der Beteiligten. Wenn
einzelne Mitgliedskommunen der Spitzenverbände ausbrechen,
kann sich das verfassungsrechtliche Risiko, das mit einem solchen
Vorgehen verbunden ist, jederzeit realisieren, denn jede einzelne
Gemeinde kann in solchen Fällen Rechtsschutz suchen. Das Ergeb-
nis von politischen Verhandlungsprozessen226 ist nicht notwendig
identisch mit den Ergebnissen richterlicher Entscheidungsprozesse.

Die bereits im Zusammenhang mit den Kommunen erwähnten
rechtlichen Unsicherheiten sind spiegelbildlich natürlich auch Un-
sicherheiten für das Land. Weil die Mittel knapp sind, kann man
verfassungsrechtliche Risiken nicht in jedem Fall durch Großzügig-
keit abwenden. Alles das macht Gesetzgebung nicht einfacher.

II. Anpassungsbedarf
Die Konnexitätsregelungen in Art. 78 Abs. 3 LVerf NRW und im
KonnexAG verlangen vom Land die Entwicklung von Verfahren
und einer Infrastruktur zu ihrer verträglichen Handhabung.

Man darf gespannt sein, wann sich ein Verantwortlicher beim
Land dafür interessiert, was die Kommunen einsparen, was sie
wirklich ausgeben, und welche Ausgaben wirklich notwendig sind.
Anlass zu solchen Fragen gäbe es. Nach dem Betreuungsatlas 2013
differiert der Personaleinsatzschlüssel – also das Verhältnis der ver-
traglich vereinbarten Betreuungsstunden der Kinder unter drei Jah-

24 VerfGH NRW, Urt. v. 6.5.2014 – VerfGH 14/11 –, Nr. 56, Rspr. NRW.
25 Man wird dem Fehlen einer solchen Regelung auch eine Einschätzung der eigenen Gesetzge-

bung durch das Land entnehmen müssen.
26 S. den Untertitel von Faber (Fußn. 2): Bericht über einen Verhandlungsprozess in Nordrhein-

Westfalen.
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ren zum Personaleinsatz der Gruppe – sehr stark. Bundesweit liegt
er unter Einschluss des Leitungsanteils im Durchschnitt bei 4,3.
Eine Vollzeitkraft ist also für 4,3 ganztags betreute Kinder zustän-
dig. Die bundesdeutschen Extremwerte mit 1:2,3 und 1:9,3 finden
sich in NRW227.

Um salamitaktisches Vorgehen auf Seiten des Landes zu ver-
hindern, werden Belastungen nach § 2 Abs. 5 KonnexAG ressort-
weise über fünf Jahre addiert; in diesem Zeitraum anfallende Ein-
sparungen werden gegengerechnet (§ 3 Abs. 5 KonnexAG).
Rechtspolitisch kann man erhebliche Zweifel haben, ob diese Re-
gelung notwendig ist228. Solange sie gilt, ergibt sich daraus aber or-
ganisatorischer Handlungsbedarf: Es müssen Ressortkonten ge-
führt werden. Die Beachtung der Konnexitätsregeln ist Sache der
Fachressorts (§ 5 KonnexAG). Wegen der nach Landtagswahlen
üblichen Ressortverschiebungen, wäre es indessen zweckmäßig,
diese Kontenführung an einer Stelle zu bündeln229. Das hätte den
weiteren Vorteil, dass ressortübergreifende finanzielle Wirkungen
in den Blick gerieten. Man kann zum Beispiel vom Schulministe-
rium nicht unbedingt erwarten, dass es Einsparungen beim öffent-
lichen Nahverkehr durch die Verkürzung der Gymnasialzeit im
Blick hat. Schließlich könnte eine zentrale Stelle auch beobachten,
ob sich mit der Zeit Einsparungen bei der Aufgabenerfüllung und
damit Spielräume zur Senkung der Ausgleichszahlungen ergeben.
Die Kommunen werden darauf kaum von sich aus aufmerksam ma-
chen und der Landesrechnungshof wird ein entsprechendes Moni-
toring schwerlich als seine Aufgabe ansehen. Tatsache ist aber, dass
meines Wissens bis heute, zehn Jahre nach Einführung der Konne-
xitätsregelung weder ein einzelnes Ressort noch die Landesregie-
rung zentral über eine Stelle verfügt, die sich um derlei kümmert.

Auf Änderungen beim kommunalen Finanzausgleich, die we-
gen der finanzkraftunabhängigen Ausgleichszahlungen notwendig
werden, hatte ich schon hingewiesen. Weiterer Handlungsbedarf
wird aus Änderungen des Bundesrechts erwachsen. Soweit der
Bund künftig die Kosten der Eingliederungshilfe übernimmt, wer-
den dadurch in NRW anders als etwa in Rheinland-Pfalz aus-
schließlich die Kommunen entlastet. Entlastungen der Kommunen
treten auch ein, wenn bundesrechtlich geregelte alte Aufgaben weg-
fallen oder der Bund oder die EU Standards senken. In solchen Fäl-
len tritt eine Entlastung ein, die mangels Verursachung durch eine
gesetzgeberische Maßnahme des Landes im Sinne des § 3 Abs. 5
KonnexAG nicht gegen Aufwendungen aus neuen Aufgabenbelas-
tungen saldiert werden können. Wenn das Land den Kommunen
solche Einsparungen nicht allein oder nicht ungeachtet ihrer finan-
ziellen Situation überlassen will, wird es die Dotierung des kommu-
nalen Finanzausgleichs überprüfen müssen, der bis dahin ja zur Fi-
nanzierung dieser Aufgaben mit beigetragen hat.

III. Ausweichstrategien
Das setzt natürlich voraus, dass man es über sich bringt, solche Ent-
scheidungen zu Lasten der Kommunen zu treffen. Bevor man die-
sem Gedanken näher tritt, wird man versuchen, mit Ausweichstra-
tegien zu arbeiten:

a) Eine erste könnte darin bestehen, andere als die Kommunen mit
einer Aufgabe zu betrauen. Allerdings müssen Kammern, Was-
serverbände usw. sich refinanzieren. Weil die Beitragsfinanzie-
rung irgendwo an verfassungsrechtliche Grenzen stößt, helfen
schließlich nur Gebühren und Entgelte, wie sie aber auch die

27 S. Kindertagesbetreuung vor Ort – Der Betreuungsatlas 2013, Eine Analyse lokaler Unter-
schiede, Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik, Eva Strunz, S. 26 f. (veröff.
auf www.akjstat.uni-dortmund.de/fileadmin/Analysen/Kita/Betreuungsatlas_2013.pdf.

28 Der Entwurf der Fraktion der CDU eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Verfas-
sung und zur Ausgestaltung des Konnexitätsprinzips im Niedersächsischen Landesrecht (Land-
tag Niedersachsen Drs. 17/1746) sieht eine solche Regelung nicht vor.

29 Zu diesen organisatorischen Fragen s. auch Oebbecke (Fußn. 1), GemH 2011, 61.

Kommunen erheben könnten. Es liegt deshalb nahe, künftig zu
überlegen, ob das Land Aufgaben nicht besser selbst übernimmt
als sie den Kommunen zu übertragen.

b) Als zweite Strategie kommt die Ausnutzung der erwähnten
rechtlichen Unschärfen – Existenzaufgabe, allgemein geltende
Regelung – in Betracht. Zur Erinnerung: Personalvertretung und
Bauvorschriften. Wegen der naheliegenden Gegenreaktion in
Form der Anrufung der Gerichte, vor allem durch kommunale
Verfassungsbeschwerde, kann es dabei bis auf Weiteres nur um
ein Austesten gehen.

c) Eine dritte Möglichkeit liegt darin, bei Altaufgaben stärker auf
Verwaltungsvorschriften zu setzen. Diese Option rückt Regelun-
gen in den Blickpunkt des dogmatischen Interesses, die bisher
eher als randständig angesehen wurden: Art. 78 Abs. 4 LVerf
und die bestehenden Weisungsermächtigungen etwa in § 9 OBG.
Allgemeine Weisungen sind danach im Ordnungsrecht zulässig,
um eine rechtmäßige und um eine gleichmäßige Erfüllung der
Aufgabe zu gewährleisten. Um ein unverfängliches Beispiel zu
wählen: Was bedeutet es, dass die Fischereibehörden nach § 52
Abs. 2 LFischG darüber zu wachen haben, dass die einschlägi-
gen Gebote und Verbote beachtet werden? Es gibt Beispiele da-
für, dass von der Möglichkeit der Standardsetzung durch Ver-
waltungsvorschrift Gebrauch gemacht wird330. Diese Lösung
hat allerdings den politischen „Nachteil“, dass eine entschei-
dungsrelevante Einbeziehung des Landtages nicht einfach ist.

d) Konkret wird bereits über die Reaktivierung des Goldenen Zü-
gels nachgedacht331. Man sieht – ruhig auch unter Befrachtung
des kommunalen Finanzausgleichs – Zweckzuweisungen zur
Anteilsfinanzierung bestimmter Aufgaben vor, die von den Kom-
munen beantragt werden können und bewirbt deren Inan-
spruchnahme bei den interessierten Gruppen. Je erfolgreicher
solche Angebote sind, desto stärker wird der Druck auf die abs-
tinenten Kommunen.

e) Schließlich kann man Rahmenbedingungen erzeugen, die es den
Kommunen erschweren, freiwillige Aufgaben zu reduzieren,
oder es nahelegen, bestimmte Aufgaben zu forcieren. Durchaus
unter Bezugnahme auf die schwierige kommunale Finanzsitua-
tion wird etwa das Vorhaben eines Kulturfördergesetzes propa-
giert332. Das Gesetz soll „die politische Bedeutung der Kultur“
deutlich .. machen und im Blick auf die Gemeinden und Gemein-
deverbände dazu beitragen, „eine Grundakzeptanz der Bedeu-
tung von Kunst, Kultur und kultureller Bildung“ sicherzustel-
len333. Im Gesetz werden die bekannten Formulierungen der
Landesverfassung, wonach auch die Gemeinden und Gemeinde-
verbände die Kultur fördern (Art. 18 Abs. 1 LVerf NRW), und
der Gemeindeordnung, wonach die Gemeinden innerhalb der
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit auch die zur kulturellen Be-
treuung ihrer Einwohner erforderlichen öffentlichen Einrichtun-
gen schaffen (§ 8 Abs. 1 GO NRW), wiederholt (§ 2 Abs. 3). Das
stärkt nicht ihre rechtliche Verbindlichkeit, wird ihren argumen-
tativen Einsatz im kommunalpolitischen Verteilungskampf aber
erleichtern. Im Teil 3 des Gesetzes werden die Handlungsfelder
der Kulturförderung von den Künsten, über die Bibliotheken,
die freie Szene bis zur Kreativwirtschaft und zur Breitenkultur
genannt. Damit wird Nachfrage geweckt und strukturiert. Als
neue Förderform ist die Unterstützung „gemeindeübergreifen-

30 S. etwa den Erlass „Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen“ des
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW
vom 19.2.2013. Um einen anderen Fall geht es in OVG NRW, Beschl. v. 27.5.2013 – 8 B 128/13
–, Rspr. NRW.

31 Stephan Rixen, Rechtsgutachten „Unterstützung für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder
in NRW: Verfassungsrechtliche Handlungsspielräume und Regelungsoptionen“, 2013 (mit Stel-
lungnahme der Landesregierung), Landtag NRW, Vorlage 16/1403, S. 33 f., 55 f., 72.

32 Referentenentwurf des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes
Nordrhein-Westfalen, vom 13.5.2014 (Landtag NRW, Vorlage 16/1894).

33 S. 1 f. des Referententwurfs (Fußn. 32).
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der Kooperationen und Kulturentwicklungsplanungen“ vorge-
sehen, die der Erhaltung und Weiterentwicklung der kulturellen
Infrastruktur usw. dienen (§ 16). Verbindliche Kooperationen
haben bekanntlich eine die jeweilige Aufgabe stabilisierende
Wirkung; gemeinschaftlich getragene Einrichtungen werden
nicht so leicht geschlossen oder zurückgefahren334. Einmal in je-
der Legislaturperiode legt das Land einen Landeskulturbericht
vor, zu dem die Kommunen die bei ihnen präsenten Daten und
Informationen beizusteuern haben (§ 25). Normtext und Be-
gründung lassen offen, wie die Darstellung erfolgen soll. Auch
wenn das nur landesweit aggregiert erfolgt, ergeben sich Durch-
schnittszahlen, die vor Ort argumentativ eingesetzt werden kön-
nen. So wünschenswert das alles aus dem Blickwinkel eines Kul-
turpolitikers sein mag, so klar ist es dazu angetan, den
politischen Spielraum der kommunalen Selbstverwaltung einzu-
schränken.

34 Oebbecke, Zweckverbandsbildung und Selbstverwaltungsgarantie, 1982, S 40 ff, 51.

Die gezielte Stärkung einzelner Belange über Verwaltungsvorschrif-
ten, Zweckzuweisungen oder politischen Druck stößt sich aller-
dings mit den Zielen des parallel laufenden und auch mit viel Lan-
desgeld finanzierten Stärkungspakts. Die Sanierung der Kommu-
nalfinanzen ist bisher aber ohnehin effektiv kein Ziel der
Landespolitik. Von den Fachpolitiken wird sie bestenfalls nicht of-
fen hintertrieben, keineswegs aber unterstützt.

D. Schluss
Die Einführung der Konnexitätsregelung hat ein wichtiges Problem
gelöst. Sie hat aber auch neue geschaffen. Auf kommunaler Seite
trägt sie dazu bei, die Kluft zwischen den finanzstarken und -schwa-
chen Gemeinden weiter wachsen zu lassen. Sie macht die Gesetzge-
bung des Landes weniger flexibel und verschärft die finanziellen
Engpässe im Finanzverbund Land/Kommunen. Das Land hat sich
bisher noch nicht angemessen auf die Konnexitätsregelung einge-
stellt. In der Diskussion über die Konnexitätsregelungen müssen die
Interessen der Länder und die ihnen anvertrauten Interessen mitbe-
dacht werden.


